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1. Vergleich der CDU-Grundsatzprogramme von 1978, 1994 und 2007  (siehe tabellarische Darstellung)

	Fazit Programmvergleich: 
· Erheblich wachsender Stellenwert des Themas ‚Umwelt‘: „Anhängsel“ der Wirtschaftsordnung  erstgenannte „Herausforderung unserer Zeit“; gravierender Einschnitt zwischen 1978 und 1994 
· Umweltschutz wird reibungslos mit christlichem Weltbild vereinbart (Motivierung)
· Verschiebung der Bedeutung umweltpolitischer Felder  (Luft, Boden, Wasser  Klima-, Artenschutz) 
· Tendenz zur Ausdifferenzierung der Aufgaben und Konkretisierung der umweltpolitischen Ziele   ( Quoten)
· Tendenz zur Forderung nach „Entgrenzung“ von Umweltpolitik:  Querschnittsaufgabe + Internationalisierung  
· Wandel der Steuerungsinstrumente der Umweltpolitik (Ordnungsrecht  marktwirtschaftliche Anreize) 
· Stellenwert konventioneller Energieträger bzw. der Kernenergie sinkt zugunsten erneuerbarer Energien, Energieeffizienz (aber: Kernenergie soll Bestandteil im „Energiemix“ bleiben)
· Wandel der Problemwahrnehmung: Klimawandel als abstrakte Gefahr (1978)  Klimawandel als existenzielle Bedrohung (2007)

2. Die Umweltprogrammatik im Parteienspektrum: 

	Bündnis 90/Die Grünen – Grundsatzprogramm „Die Zukunft ist grün“ vom April 2002
· Partei der Ökologie
· Erneuerung unserer Produktions- und Konsumweise
· Bewahrung der natürlichen Lebendgrundlagen als zentrales Anliegen, Umweltschutz als Frage internationaler Gerechtigkeit
· Forderung nach Transparenz öffentlicher Umweltdaten von Betrieben und Verwaltungen
· Nachhaltigkeit als normatives Leitbild für Politik, Wirtschaft und Gesellschaft.
· Kritik an ökologischem Raubbau und zukunftsvergessener Sozial-, Wirtschafts- und Finanzpolitik
· Kritik an einer Wirtschaftsweise, die den Verbrauch natürlicher Ressourcen irreversibel vorantreibt. Der Profit von heute kann so zur ökologischen Schuldenlast von morgen werden. Ökologie = Langzeit-Ökonomie, Ökologie als Rahmen für Ökonomie
· Ein ökologischer Ordnungsrahmen für die globalisierte Wirtschaft muss geschaffen werden.
· Warnung vor Klimaveränderungen durch Emission von Treibhausgasen, Landschaftsverbrauch, Artensterben, Waldvernichtung, Wüstenausbreitung, Verlust fruchtbarer Böden, Überfischung, Verseuchung der Meere.
· Forderung nach Umbau der ökologischen und sozialen Systeme.
· Forderung nach verbrauchernaher Erzeugung von Lebensmitteln um Transportwege zu verkürzen.
· Der Umweltverbrauch der hochindustrialisierten Länder soll in den nächsten Jahren um den Faktor zehn reduziert werden.
· Die Zukunft der Energieversorgung ist solar und dezentral. Nutzung erneuerbarer Energien muss gefördert werden, Atomkraft ist keine verantwortbare Option – Beschleunigung des Atomausstiegs wird gefordert. Ziel ist eine vollständig solare Energieversorgung. 
· Reduzierung des CO2 Ausstoßes bis 2020 um 40%, bis 2050 um 80% (im Vergleich zu 1990).
· Suburbanisierung muss eingedämmt werden, städtische Zentren müssen gestärkt werden. 
· Verlagerung von Straßen- und Flugverkehr auf Schienen und naturverträgliche Binnenschifffahrt.
· Die Grünen sprechen sich klar für die Ökosteuer, für eine Steigerung der Bahnsubventionen und für die Lkw-Maut aus. 
· Sie fordern eine europaweite Besteuerung des Flugbenzins und ein Nachtflugverbot.
· Die Grünen wollen ein Tempolimit auf außerörtlichen Straßen einführen und den Fahrradverkehr verdoppeln.
· Der CO2 Ausstoß im Verkehr soll in den nächsten zehn Jahren um mindestens ein Drittel gesenkt werden.
· Sie fordern völkerrechtlich bindende Verträge für den Schutz der Antarktis, der Weltmeere und der Wälder.
· Tierrechte und die Abschaffung von Tierversuchen sind ein zentraler Bestandteil des Grundsatzprogramms. 

FDP – Entwurf des Grundsatzprogramms „Die Mitte stärken“ vom 23. März 2009
· Die FDP setzt im Umweltschutz auf Fortschritt durch moderne Technik. Denkverbote in der Forschung lehnt sie ab.
· Energiekosten müssen gesenkt werden.
· Absenkung des Umsatzsteuersatzes auf Energie von 19% auf 7% oder alternativ die Senkung der Ökosteuer, sowie Senkung der Stromsteuer.
· Forderung nach mehr Wettbewerb auf den Energiemärkten, insbesondere auf dem Gasmarkt.
· Dringende Forderung nach einem Ausbau der Energieinfrastruktur aus Gründen der Versorgungssicherheit.
· Klima- und Ressourcenschutz als Verantwortung gegenüber kommenden Generationen.
· Senkung des CO2 Ausstoßes bis 2020 um 30% , bis 2050 um 60 bis 80% in den Industrieländern (im Vergleich zu 1990).
· Weltweiter Klimaschutz, unter anderem durch einen globalen Kohlenstoffmarkt. Die FDP fordert eine Ausweitung des Emissionshandels. 
· Technologietransfer in die Entwicklungsländer.
· Der Anteil der erneuerbaren Energien soll bis 2020 auf 20% des Primärenergieverbrauchs erhöht werden. 
· Die FDP sieht den Klimaschutz als Wettbewerbsmotor.
· Mehr Energieeffizienz und Energiesparen als zentrale Klimaschutzstrategien, aber keine überzogenen Regulierungen, vielmehr bewusste Entscheidung des Einzelnen durch transparentere Informationen.
· Langfristig strebt die FDP eine vollständig regenerative Energieversorgung an, mittelfristig aber Energiemix aus Gründen der Versorgungssicherheit.
· Einführung eines Handels mit Grünstrom-Zertifikaten.
· Die Errichtung neuer Kohlekraftwerke wird zwar an bestimmte Bedingungen geknüpft, aber nicht ausgeschlossen. Kohlekraftwerke werden sogar auf absehbare Zeit als erforderlich angesehen, der Bau neuer hocheffizienter Kohlekraftwerke wird befürwortet.
· Der Ausstieg aus der Atomenergie wird momentan als ökologisch und ökonomisch falsch angesehen (die Kernenergie ist als Übergangstechnologie unerlässlich). Die Laufzeiten sicherer Atomkraftwerke sollen verlängert werden.
· Die FDP will den Rückgang der biologischen Vielfalt stoppen und die Biodiversität erhalten (z.B. durch Errichtung eines weltweit verfügbaren „Archivs der Natur“).
· Die FDP setzt verstärkt auf freiwillige Maßnahmen im Naturschutz anstatt auf Schutzgebietsverordnungen und Verbote. Sie sieht den Naturnutzer als Partner im Naturschutz.
· Die FDP fordert ein unbürokratisches, einfaches und einheitliches Umweltgesetzbuch (dazu gehört eine flexiblere und fallgerechte Beurteilung von Projekten).
· Die FDP setzt sich für eine artgerechte Tierhaltung und -ernährung sowie für die Verringerung der Tierversuche ein.
· Schaffung eines globalen Systems von Meeresschutzgebieten, besonderer Schutz von Nord- und Ostsee.
· Die FDP fordert eine nachhaltige Fischerei, besseren Urwaldschutz und verstärkte Produktion nachwachsender Rohstoffe.
· Die FDP fordert eine Verbesserung der Verkehrsinfrastruktur, insbesondere durch die Privatisierung öffentlicher Verkehrsunternehmen. 

CSU – Grundsatzprogramm „Chancen für alle!“ vom 28. September 2007
· Forderung nach einer präventiven Umweltpolitik, die den konservativen und christlichen Wertorientierungen der CSU entspricht:
· Nachhaltigkeit als Maßstab, Klimaschutz aus Verantwortung für die Schöpfung (Mensch als Teil der Schöpfung).
· Ziel ist die Verbindung von sozialen, ökonomischen und ökologischen Maßstäben.
· Mehr Wertschöpfung aus weniger Rohstoffen und weniger Energie.
· Die CSU fordert eine verstärkte weltweite Zusammenarbeit und die gegenseitige Verpflichtung der Völker zum Umweltschutz (Forderung nach einem ordnungspolitischen und umweltpolitischen Rahmen der globalisierten Umwelt).
· Verminderung des CO2 Ausstoßes bis 2020 um 30% plus x, Begrenzung der globalen Erwärmung auf 2 Grad Celsius gegenüber dem vorindustriellen Stand, unter anderem durch stärkere Nutzung erneuerbarer Energieträger.
· Emissionshandel als wichtiges marktwirtschaftliches Instrument der Umweltpolitik.
· Forderung nach einer umweltschonenden Verkehrsinfrastruktur durch bessere Vernetzung der verschiedenen Verkehrsmittel. 
· Der Spritverbrauch neuer Autos soll bis 2020 halbiert werden (bezogen auf den Flottenverbrauch).
· Europaweiter Abbau von Steuervergünstigungen im Luftverkehr.
· Verantwortungsgemeinschaft von Staat und Bürger – Kooperation statt Konfrontation (keine Bevormundung der Bürger).
· Artgerechte landwirtschaftliche Tierhaltung in ganz Europa, Tierversuche und Tiertransporte nur unter strengen Voraussetzungen.
· Naturschutz aus Liebe zu Schöpfung und Heimat (Schaffung eines ethischen und emotionalen Bezuges der Menschen zu ihrer Umwelt und ihrer Heimat).
· Reduzierung des Flächenverbrauchs durch finanzielle Anreize im Steuer- und Abgabenrecht.
· In der Energiepolitik sind eine sichere Versorgung, umwelt- und klimaschonende Erzeugung sowie sozialverträgliche und wettbewerbsfähige Preise gleichrangige Ziele für die CSU.
· Bis 2020 soll die Energieeffizienz verdoppelt werden.
· Zukunftsorientierter Energiemix aus erneuerbaren Energien, fossilen Energieträgern und Kernenergie, außerdem Ausbau dezentraler Energiesysteme.
· Wettbewerb der Ideen um effiziente, umweltschonende und sichere Technologien muss gefördert werden.
· Derzeit ist eine bedarfsgerechte Stromerzeugung zu wirtschaftlich und klimapolitisch vertretbaren Bedingungen ohne Kernenergie nicht möglich. 
· Die Energieforschung muss ausgebaut werden




SPD – „Hamburger Programm“ vom 28. Oktober 2007
· Nachhaltiger Fortschritt soll wirtschaftliche Dynamik, soziale Gerechtigkeit und ökologische Verantwortung vereinen.
· Reduzierter Ressourcenverbrauch unter anderem durch ökologische Marktanreize vom Staat.
· Ziel der SPD ist ein solares Energiezeitalter – Ausstieg aus der Atomkraft und Umstieg auf erneuerbare Energien. Brücke ins solare Energiezeitalter sind moderne Kohle- und Gaskraftwerke.
· Halbierung des weltweiten Ausstoßes von Treibhausgasen bis 2050.
· Effizienzsteigerung und Ressourceneinsparungen durch neue Technologien und Speichermedien.
· Die SPD fordert klügere Siedlungsstrukturen und Vermeidung von überflüssigem Verkehr durch Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur und einen leistungsfähigen Schienenverkehr, Bus und Bahn sollen wirtschaftlicher werden. 
· Hybrid-, Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie sind zu fördern.
· Ethische Verpflichtung der Menschen zum Umgang mit Tieren, artgerechte Tierhaltung, Tierversuche sind wenn möglich zu vermeiden. 



